
BESCHLUSS

Das  Oberlandesgericht  Innsbruck  hat  als  Rekursgericht  in  der  Rechtssache  der 

klagenden Partei  A* GesmbH, wider die beklagte Partei  B*, wegen (eingeschränkt) 

EUR 21.939,64  s.A.,  über  den  Rekurs  (Rekursinteresse  EUR 153,90)  der 

Dolmetscherin  E*,  gegen  den  Beschluss  des  Landesgerichtes  Innsbruck  vom 

10.1.2022, *-39, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen:

Dem Rekurs,  dessen Kosten die  Rekurswerberin  selbst  zu tragen hat,  wird 

keine Folge gegeben.

Der Revisionsrekurs ist jedenfalls unzulässig.

BEGRÜNDUNG:

Vorweg ist festzuhalten, dass die in dieser Entscheidung verwendeten personenbezo-

genen Ausdrücke Frauen und Männer gleichermaßen betreffen.

Mit der am 21.1.2021 beim Erstgericht zu obigem Aktenzeichen eingebrachten und mit 

Eingabe vom 14.2.2022 eingeschränkten Klage begehrte die klagende Partei zuletzt,  

die  Beklagte  zur  Zahlung  von  EUR 21.939,64  s.A.  an  offenem  Werklohn  zu 

verpflichten.

Die Beklagte bestritt und beantragte kostenpflichtige Klagsabweisung. Sie ist schwer 

hörbehindert und Inhaberin eines Behindertenpasses, der den Grad ihrer Behinderung 
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mit  70 % ausweist1.  Nachdem die Beklagte zur  mündlichen Streitverhandlung vom 

10.8.2021 (ON 12) von sich mit zwei Schriftdolmetscherinnen (H* und I*) erschienen 

war,  wurden diese beiden Dolmetscherinnen zur  Streitverhandlung am 14.10.2021 

von  Amts  wegen  beigezogen  (ON  17).  Zur  den  – den  Gegenstand  des 

Rechtsmittelverfahrens bildenden – Verhandlung vom 5.11.2021 wurde (lediglich) die 

Schriftdolmetscherin H* geladen (ON 20); es erschienen (wohl wegen Verhinderung 

der I*) letztlich die Dolmetscherinnen J* und E*. Die Parteienvertreter erklärten sich 

nach Erörterung mit  der  Anwesenheit  beider  Schriftdolmetscherinnen während der 

gesamten  Streitverhandlung  einverstanden  (ON 23  S 2).  Nach  einer 

Verhandlungsdauer von 4¼ Stunden wurde die Tagsatzung ohne Einvernahme der 

Beklagten auf vorerst unbestimmte Zeit erstreckt. 

Eine Rechtsbelehrung der Dolmetscherinnen laut § 38 Abs 1 vorletzter Absatz GebAG 

ist nicht aktenkundig.

Mit  Gebührennote  vom  10.11.2021  (ON 30),  welche  laut  Amtsvermerk  vom 

30.11.2021 am 29.11.2021 beim Erstgericht einlangte, machte die Dolmetscherin E* 

für  ihre  Tätigkeiten  in  dieser  (vorangeführten)  Verhandlung  vom  5.11.2021  einen 

Gesamtgebührenanspruch  von  EUR 320,90  brutto  geltend  und  schlüsselte  diesen 

Betrag auf wie folgt:

Pos. Bezeichnung Anzahl Einheit Preis/Einheit Betrag in €

1 Schriftdolmetschung
(15.10.2021, 13:30-17:45 Uhr)

5 60 min 58,00 290,00

2 Zeitversäumnis 1 60 min 25,00 25,00

3 öffentliche Verkehrsmittel F* 
Stadtverkehr
(Tarif IVB laut Webseite)

1 Tagesticket 5,90 5,90

Gesamtbetrag 320,90

1 Die von der Beklagten vorgelegte Ablichtung des Behindertenpasses (Beilage ./23) wurde von der klagenden 

Partei als echt anerkannt und hinsichtlich ihrer Richtigkeit nicht bestritten, weshalb sie ohne Durchführung einer 

Berufungsverhandlung verwertet werden kann (RS0121557; RS0040083).
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Sie verwies auf ihre Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 6 Abs 1 Z 27 UStG und ersuchte 

um  Überweisung  des  Rechnungsbetrages  ohne  Abzüge  innerhalb  von  14 Tagen. 

Einen  Verzicht  auf  die  Auszahlung  der  Gebühren  aus  Amtsgeldern  enthält  die 

Gebührennote nicht.

Die Gebührennote wurde beiden Parteienvertretern und dem Revisor zur Äußerung 

zugestellt; letzterem unter Hinweis auf § 73a ZPO sowie darauf, dass die Gebühren 

beider  Dolmetscherinnen  bei  analoger  Anwendung  dieser  Bestimmung  aus 

Amtsgeldern zu berichtigen seien.

Der Revisor erhob mittels Stampiglie (auf ON 26 und ON 30) fristgerecht folgende 

Einwendung:

„Es  ist  gemäß  § 54  Abs 1  Z 3  GebAG  abzurechnen 

(Teilnahme Verhandlung EUR 24,50/12,40).“

Mit dem nunmehr angefochtenen Beschluss vom 10.1.2022 (ON 39) bestimmte das 

Erstgericht  die  Gebühren  der  Schriftdolmetscherin  J*  für  ihre  Tätigkeit  in  der 

Tagsatzung  vom  5.11.2021  mit  insgesamt  EUR 193,--  und  die  Gebühren  der 

Schriftdolmetscherin E* für ihre Tätigkeit in derselben Tagsatzung mit EUR 167,-- und 

wies  die  darüber  hinausgehenden  Mehrbegehren  der  Schriftdolmetscherin  J*  von 

EUR 193,24 und jenes der Schriftdolmetscherin E* in Höhe von EUR 153,90 ab.

Die der Dolmetscherin E* zugesprochenen Gebühren, welche den Gegenstand des 

Rechtsmittelverfahrens bilden, schlüsselte das Erstgericht auf wie folgt:

Mühewaltung (10/2 h) EUR 136,10

Zeitversäumnis EUR    25,--

Fahrtspesen (öffentliches Verkehrsmittel) EUR                    5,90  

Gesamtsumme (Nettobetrag) EUR 167,--

und sprach aus, dass die Dolmetschergebühren (zur Gänze) endgültig vom Bund zu 

tragen seien.
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Die Beschlussbegründung lautet zusammengefasst,  dass die Gebühr für Mühewal-

tung eines Dolmetschers gemäß § 54 Abs 1 Z 3 GebAG für die Zuziehung zu einer 

Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung für die erste, wenn auch nur begonnene 

halbe  Stunde  EUR 24,50  und  für  jede  weitere,  wenn  auch  nur  begonnene  halbe 

Stunde EUR 12,40 betrage. Da das GebAG keine gesonderte Regelungen für Schrift-

dolmetscherinnen vorsehe, komme diese Bestimmung auch für die gegenständliche 

Gebührenbestimmung zur Anwendung. Zwar handle es sich beim Schriftdolmetschen 

um eine aufwändige Tätigkeit; gerade deshalb seien aber für die Tagsatzung zwei sich 

einander  abwechselnde  Dolmetscherinnen  beigezogen  worden,  weshalb  eine 

zeitweise  Entlastung  gegeben  gewesen  sei.  Damit  ergebe  sich  für  die  insgesamt 

fünfstündige  Verhandlung  der  beiden  Dolmetscherinnen  jeweils  eine  Gebühr  für 

Mühewaltung in Höhe von EUR 136,10, welche auf volle Euro abzurunden sei. Da die 

Beklagte als hochgradig Behinderte vom Schutzzweck des § 73a ZPO erfasst werde, 

seien  die  Gebühren  der  beiden  Schriftdolmetscherinnen  endgültig  vom  Bund  zu 

tragen.

Gegen  die  Abweisung  des  Mehrbegehrens  der  Schriftdolmetscherin  E* von 

EUR 153,90 richtet sich deren – im Zweifel als rechtzeitig zu behandelnder – Rekurs 

mit  dem  Antrag,  die  angefochtene  Entscheidung  dahin  abzuändern,  dass  der 

Rekurswerberin  auch  das  Mehrbegehren  von  EUR 153,90  zugesprochen  werde; 

hilfsweise wird ein Aufhebungsantrag gestellt.

Da  eine  Rekursbeantwortung  der  in  § 40  GebAG  genannten  Personen  gemäß 

§ 41 Abs 1  zweiter  Satz  GebAG  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  die  Gebühr,  deren 

Zuspruch  oder  Aberkennung  beantragt  wird,  EUR 300,--  übersteigt,  ist  das 

Rekursverfahren einseitig.

Der Rekurs ist nicht berechtigt:
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Die  Rekurswerberin  steht  zusammengefasst  auf  dem  Standpunkt,  dass  das 

Erstgericht die von ihr verzeichneten Gebühren zu Unrecht nach den Bestimmungen 

des  GebAG  abgerechnet  habe,  weil  das  Schriftdolmetschen  nicht  in  den 

Anwendungsbereich dieses Gesetzes falle. Schriftdolmetscher seien nicht Mitglieder 

des Österreichischen Verbandes der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 

Dolmetscher;  Aufnahme  in  diesen  Verband  fänden  lediglich  Laut-  und 

Gebärdensprachdolmetscher.  Schriftdolmetscher  würden  auch  nicht  zur 

Dolmetscherprüfung  nach  dem  SDG zugelassen.  Das  Schriftdolmetschen  sei  ein 

knapp zehn Jahre altes Berufsbild, welches in der simultanen Verschriftlichung von 

verbalen, para- und extraverbalen Äußerungen in konkreten Kommunikationssituatio-

nen  bestehe.  Es  werde  im  Rahmen  der  Barrierefreiheit  ua  Personen  mit 

Einschränkungen  bereitgestellt.  Translationwissenschaftlich  sei  das  Schriftdolmet-

schen sowohl dem Bereich des mündlichen Dolmetscherns als auch des schriftlichen 

Übersetzens  zuzuordnen,  weil  es  beide  medialen  Anwendungsbereiche  umfasse, 

wobei jedoch die Charakteristika des Simultandolmetschens bei Weitem überwögen, 

weil  es sich um eine „Live-Leistung“ unter Zeitdruck mit  nur stark eingeschränkter 

Möglichkeit  der  Korrektur  handle.  Gleichzeitig  mit  dem Zuhören  und  Umsetzen  in 

Schriftform  überprüften  Schriftdolmetscher  die  Korrektur  des  Zieltextes.  Während 

etwaige  Korrekturen  durchgeführt  würden,  müsse  dem  gesprochenen  Wort  weiter 

gefolgt  werden und dieses unmittelbar  nach der  Korrektur  wiederum verschriftlicht 

werden.  Aufgrund  dieser  Komplexität  von  Mündlichkeit  und  Schriftlichkeit  seien 

Schriftdolmetscher grundsätzlich ab einer Einsatzdauer von 30 Minuten im Team tätig, 

wobei sich die beiden Schriftdolmetscher beim aktiven Dolmetschern und Co-Editieren 

abwechselten.  Dadurch  unterscheide  sich  die  Tätigkeit  von  Schriftdolmetschern 

grundsätzlich  von  Lautsprachendolmetschern.  Hinzu  komme,  dass  die  technische 

Ausrüstung den jeweils aktuellen höchsten Anforderungen genügen müsse und daher 

sehr  kostenintensiv  sei.  Alles  in  allem  werde  das  GebAG  den  besonderen 
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Anforderungen dieses Berufsbildes nicht gerecht, weshalb es auf Schriftdolmetscher 

nicht anzuwenden sei.

Das Rekursgericht hat dazu Folgendes erwogen: 

1. Die Tätigkeit der Dolmetscher/innen ist für die Verwirklichung des Rechtsschutzes 

gleich wertvoll  wie jene der Sachverständigen. Die Gebühren für ihre Tätigkeit  bei 

Gericht  und  die  Vergütung  des  damit  verbundenen  Aufwands  werden  daher 

gemeinsam mit  jenen für  Sachverständige im GebAG geregelt.  Ausnahmen bilden 

lediglich die Gebühren für eine schriftliche Übersetzung sowie - wie hier - die Gebühr  

für das Dolmetschen bei einer gerichtlichen Vernehmung oder Verhandlung, weil es 

sich dabei um Leistungen eigener Art handelt. Bei der Bemessung der Gebühr der 

Dolmetscher sind daher grundsätzlich die Bestimmungen, welche für Sachverständige 

gelten,  einschließlich  der  verfahrensrechtlichen  Bestimmungen  der  §§ 38  bis  42 

GebAG anzuwenden (Krammer/Schmidt/Guggenbichler, SDG-GebAG4, § 53 GebAG 

Anm 1). § 38 Abs 1 GebAG kommt gemäß § 53 Abs 1 Z 2 GebAG mit der Maßgabe 

zur Anwendung, dass die Gebühr für die Dolmetschtätigkeit auch bereits jeweils am 

Ende eines Verhandlungstages geltend gemacht werden kann.

2.1. § 38 GebAG bestimmt, dass ein Sachverständiger/Dolmetscher den Anspruch auf 

seine  Gebühr  längstens  binnen  14 Tagen  nach  Abschluss  seiner  Tätigkeit  bei 

sonstigem  Verlust  schriftlich  oder  mündlich  unter  Aufgliederung  der  einzelnen 

Gebührenbestandteile,  bei  dem  Gericht  geltend  zu  machen  hat,  vor  dem  die 

Beweisaufnahme  stattfand.  Bei  dieser  14-tägigen  Frist  handelt  es  sich  um  eine 

materiell-rechtliche Ausschlussfrist,  deren Nichteinhaltung Anspruchsverlust bewirkt. 

Dies hat zur Folge, dass ein verspäteter Gebührenantrag abzuweisen ist (Krammer/  

Schmidt/Guggenbichler aaO E 71, E 72). Der Verlust des Gebührenanspruchs tritt bei 

Verstreichen der Frist auch dann ein, wenn das Gericht seiner in § 38 Abs 3 GebAG 

normierten Verpflichtung,  den Sachverständigen/Dolmetscher  in  der  Ladung darauf 

aufmerksam zu machen, dass er seinen Gebührenanspruch binnen 14 Tagen geltend 

5 R 4/22k

6 von 17



machen muss, nicht nachgekommen ist; dem Sachverständigen/Dolmetscher bleibt in 

diesem Fall aber die Möglichkeit der Wiedereinsetzung (Krammer/Schmidt/Guggen-

bichler aaO E 74, E 76 mwN; gegenteilig: OLG Innsbruck 1 R 40/00t, SV 2000/2, 80).

2.2. Im Gegensatz zu prozessualen Fristen werden an die Einhaltung von Fristen des 

materiellen  Rechtes  nicht  bloß  verfahrensrechtliche  sondern  materiell-rechtliche 

Folgen  geknüpft.  Dient  eine  schriftliche  Verfahrenshandlung  gleichzeitig  auch  der 

Wahrung einer  solchen Frist,  muss sie  spätestens am letzten Tag dieser Frist  bei 

Gericht  eingelangt sein;  die  rechtzeitige  Postaufgabe,  die  für  die  Einhaltung 

verfahrensrechtlicher  Fristen  genügt,  reicht  daher  zur  Fristwahrung  nicht  aus 

(RS0038465 [T1, T2]).

2.3. Im  vorliegenden  Fall  ist  die  mit  10.11.2021  datierte  Gebührennote  der 

Schriftdolmetscherin E* für ihre Dolmetschertätigkeit in der Verhandlung am 5.11.2021 

laut  Aktenvermerk  vom 30.11.2021  (ON 30)  erst  am 29.11.2021 beim  Erstgericht 

eingelangt.  Dies  wirft  zunächst  die  Frage  auf,  ob  der  den  Gegenstand  des 

Rechtsmittelverfahrens bildende Gebührenanspruch nach der vorerwähnten Bestim-

mung des § 38 Abs 1 GebAG erloschen ist:

2.3.1.  Anknüpfungsmoment des § 38 Abs 1 GebAG ist  der  Abschluss der Sachver-

ständigen-  bzw  Dolmetschertätigkeit.  Die  Sonderbestimmung  des  § 53  Abs 1  Z 2 

GebAG räumt Dolmetschern zudem die Möglichkeit ein, ihre Gebühr bereits früher, 

nämlich  jeweils  am Ende  eines  Verhandlungstages geltend  zu  machen.  Die  vom 

Gesetzgeber in § 53 Abs 1 Z 2 GebAG gewählte Formulierung (wonach ein Dolmetscher 

seiner Gebühr für die Tätigkeit am Ende des Verhandlungs- bzw Vernehmungstags geltend 

machen  kann)  verdeutlicht,  dass  das  Ende  eines  Verhandlungstages  grundsätzlich 

nicht mit dem Ende der Tätigkeit iSd § 38 Abs 1 GebAG gleichzusetzen ist; es sei 

denn die Verhandlung wird geschlossen.

2.3.2.  In  den  Erläuterungen  zur  Regierungsvorlage  (89  BlgNR  24.  GP  31)  wird 

diesbezüglich  klarstellend  ausgeführt,  dass  die mit  BGBl  I  30/2009  eingefügte 
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Sonderregelung  des  §  53 Abs 1 Z 2  GebAG  sicherstellen  soll,  dass  Dolmetscher 

selbst  dann,  wenn  sie  für  eine  mehrtägige  Verhandlung  geladen  werden,  die  

Gebühren  abweichend  von  der  allgemeinen  Regel  des  §  39  GebAG  auch  

„abschnittsweise“ – also auch schon vor dem endgültigen Abschluss ihrer Tätigkeit, 

nämlich jeweils am Ende jedes „Einsatztages“ – begehren und erhalten können. Somit 

ändert  §  53  GebAG  nichts  daran,  dass  die  oben  erläuterte  Sanktion  des 

Anspruchsverlustes bei verspäteter Geltendmachung der Gebühr weiterhin nach § 38 

Abs 1 GebAG zu beurteilen ist. 

2.3.3.  Da  die  Verhandlung  am  5.11.2021  nicht  geschlossen  wurde,  sondern  das 

Verfahren nach wie vor behängt und die Beklagte an besagtem Tag noch gar nicht 

einvernommen  wurde,  stand  es  der  Dolmetscherin  E*  zwar  frei,  ihren 

Gebührenanspruch bereits am Ende des Verhandlungstages geltend zu machen; sie 

war  dazu  aber  nicht  verpflichtet.  Vielmehr  stand/steht  es  ihr  weiterhin  frei,  ihre 

(Gesamt-)gebühren erst nach Abschluss ihrer Tätigkeiten im vorliegenden Verfahren 

zu verzeichnen. Da die Beklagte weder vor noch in der Verhandlung vom 5.11.2021 

einvernommen  worden  war  und  die  Verhandlung  zur  Aufnahme  weiterer  Beweise 

erstreckt  wurde,  musste  die  Dolmetscherin  auch  nicht  vom  „Abschluss“  ihrer 

Tätigkeiten iSd § 38 Abs 1 GebAG ausgehen (vgl  Krammer/Schmidt/Guggenbichler  

aaO § 38 GebAG E40, E41 mwN). Hinzu kommt, dass sie vom Erstgericht vor dem 

Verlassen  des  Verhandlungssaales  auch  nicht  auf  eine  Notwendigkeit  der 

Geltendmachung ihrer Ansprüche binnen 14 Tagen hingewiesen wurde. Damit bewirkt 

der  Umstand,  dass  die  zwar  mit  10.11.2021  datierte  Gebührennote  erst  am 

29.11.2021 beim Erstgericht eingebracht wurde, im hier zu beurteilenden Fall keinen 

Gebührenanspruchsverlust wegen Verspätung.

3. Vor  der  Behandlung  der  eigentlichen  Rechtsrüge  ist  noch  auf  einen  weiteren 

prozessualen Aspekt Bedacht zu nehmen:

3.1. Das Gebührenbestimmungsverfahren ist – unabhängig von den sonst im Haupt-
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verfahren geltenden Verfahrensvorschriften – weitgehend einem eigenen Zivilprozess 

nachgebildet, in dem sowohl der Honoraranspruch der (hier) Dolmetscherin als auch 

alle  Einwendungen  der  Parteien  oder  sonst  wirtschaftlich  Betroffenen  vollständig 

vorgebracht und alle Beweise und Bescheinigungen aufgenommen werden. Der für 

den Honoraranspruch maßgebende Sachverhalt soll grundsätzlich ausschließlich im 

erstinstanzlichen Ermittlungsverfahren abgeklärt werden, während das Rechtsmittel-

verfahren nur der Kontrolle der erstgerichtlichen Verfahrensführung und Beurteilung 

des Sachverhaltes dient, sodass im Ergebnis das zivilprozessuale Neuerungsverbot 

ohne Rücksicht auf die Art des Hauptverfahrens gilt (Krammer/Schmidt/Guggenbichler 

aaO § 39 E 69; siehe auch Krammer, SV 2001/1,3). Dies hat ua zur Folge, dass dann, 

wenn einer Partei die Möglichkeit zur Äußerung nach § 39 Abs 1a GebAG eingeräumt 

und von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wurde, dies zu einer sachlichen 

Einschränkung  der  Überprüfbarkeit  der  Gebührenentscheidung  führt  (Krammer/  

Schmidt/Guggenbichler aaO § 39 E83ff).

3.2.  Da das Erstgericht der Rekurswerberin die mittels Stampiglie erfolgte Äußerung 

des Revisors zur Gebührennote ON 30 nicht zur Kenntnis brachte (zumal es sich dabei 

nur um einen Hinweis auf den Inhalt der Bestimmung des § 54 Abs 1 Z 3 GebAG und somit nicht um 

eine  „neue  Tatsache“  sondern  die  allseits  bekannte  Rechtslage  handelt),  verstößt  die 

Rekurswerberin, dadurch, dass sie sich in ihrem Rechtsmittel auf die Nichtanwendung 

des GebAG stützt  und diesen Standpunkt durch Vorlage einer Stellungnahme des 

österreichischen SchriftdolmetscherInnen-Verbandes K* untermauert, nicht gegen das 

dargelegte Neuerungsverbot (Krammer/Schmidt/Guggenbichler aaO, § 39 E80).

4.  Somit  ist  der  Rechtsstandpunkt  der  Dolmetscherin  E*,  § 54 Abs 1 Z 3 GebAG 

komme auf die Zuziehung von Schriftdolmetschern zu einer gerichtlichen Verhandlung 

nicht zur Anwendung, einer inhaltlichen Prüfung zu unterziehen:

4.1. Ist  eine  Person  vor  Gericht  zu  vernehmen,  die  der  deutschen Sprache  nicht 

kundig  ist  und  die  sich  auch  nicht  in  einer  Sprache  ausdrücken  kann,  deren  der  
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Richter mächtig ist, so ist gemäß § 82 Abs 1 Geo ein vertrauenswürdiger Dolmetsch 

beizuziehen.  Gleiches  gilt  für  die  Vernehmung  von  Taubstummen,  Tauben  und 

Stummen, wenn eine verlässliche Verständigung sonst nicht möglich ist. In § 86 Abs 1 

GOG wird (seit Inkrafttreten des Budgetbegleitgesetzes 2021, BGBl I 2020/135, mit 

1.1.2021) ein gesetzlicher Bestellungsvorrang für die in die Gerichtssachverständigen- 

und  Gerichtsdolmetscherliste  (§  2  Abs  1  SDG)  eingetragenen  Personen  in 

gerichtlichen  und  staatsanwaltschaftlichen  Verfahren  normiert.  Andere  geeignete 

Personen  können  gemäß §  86  Abs  2  GOG nur  unter  der  Voraussetzung  bestellt  

werden,  dass  eingetragene  (hier)  Dolmetscher  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  zur 

Verfügung stehen. Diesfalls hat die betreffende Person vor oder gegebenenfalls mit 

dem Beginn ihrer Tätigkeit im Verfahren ihre Ausbildung und Qualifikation darzulegen. 

Nahezu  inhaltsgleich  mit  §  82  Abs  1  Geo  sieht  §  39a  Abs  1  AVG  für  das 

Verwaltungsverfahren  vor,  dass  die  Behörde  einen  Dolmetscher  beizuziehen  hat, 

wenn eine Partei  oder eine zu vernehmende Person der deutschen Sprache nicht 

hinreichend kundig, stumm, gehörlos oder hochgradig hörbehindert ist.  Hintergrund 

und  Zweck beider  Regelungen  ist,  dass sowohl  Gerichte  als  auch Behörden  ihre 

Ermittlungsverfahren gemäß Art 8 Abs 1 B-VG in deutscher Sprache zu führen haben 

(vgl Hengstschläger/Leeb, AVG § 39a Rz 1 mwN).

4.1.1. Die Bedeutung des Verbs „dolmetschen“ wird im Duden mit dem „mündlichen 

Übersetzen eines gesprochenen Textes“ und ohne Bezugnahme auf das Element der 

Fremdsprache  definiert  (**).  Hingegen  wird  laut  Duden  ein  Text beim  Übersetzen 

schriftlich  oder  mündlich  in  einer  anderen  Sprache  [wortgetreu]  wiedergeben  (**_ 

dolmetschen_uebertragen). Auch die Strafprozessordnung umschreibt den Dolmetscher als 

eine  Person,  die  auf  Grund  besonderer  Kenntnisse  in  der  Lage  ist,  aus  der  

Verfahrenssprache in eine andere Sprache oder von einer anderen in die Verfahrens-

sprache  zu  übersetzen (§  125  StPO).  Bei  einer  strengen  Orientierung  am 

Gesetzeswortlaut  des  § 125 StPO  wäre  daher  das  Schriftdolmetschen  –  im 

Gegensatz  zum  Gebärdensprache-dolmetschen  –  davon  nicht  umfasst,  was  wohl 
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nicht  der  Intention  des  Gesetzgebers  entspricht,  im  vorliegenden  Zusammenhang 

aber dahingestellt bleiben kann.

4.1.2. Jede Person, die als Dolmetscher in einem gerichtlichen Verfahren tätig ist, hat  

Anspruch auf die Bestimmung ihrer Gebühr nach dem GebAG (§ 1 Abs 1 GebAG). 

Das GebAG enthält weder eine gesetzliche Definition des Dolmetschens noch des 

dem  Dolmetschen  im  Anwendungsbereich  des  SDG  und  auch  des  AVG 

gleichgestellten Übersetzens (§ 13 SDG; § 39a Abs 2 AVG);  insbesondere wird dort 

nicht  zwischen unterschiedlichen Dolmetschleistungen differenziert  und findet  auch 

das Schriftdolmetschen keine ausdrückliche Erwähnung.

4.1.3. Soweit überblickbar unterliegt das Schriftdolmetschen bislang noch überhaupt 

keiner  bundesgesetzlichen  Regelung.  Hingegen  nehmen  zwei  Landesgesetze 

ausdrücklich auf diese Form der Sprachübertragung Bezug: Das mit 1.7.2018 in Kraft 

getretene Tiroler Teilhabegesetz (TTHG; LGBl 32/2018),  welches ua das auch von 

Art 21  der  UN-Behindertenkonvention  umfasste  Ziel  verfolgt,  Menschen  mit 

Behinderungen  die  volle,  wirksame,  gleichberechtigte  und  nicht  diskriminierende 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen,  sieht  zur  Erreichung dieses 

Ziels die Gewährung von Leistungen und Zuschüssen durch das Land Tirol vor (§ 1 

TTHG).  Vom Leistungskatalog  des §  5  TTHG werden dabei  auch  Leistungen  der 

Kommunikation  und  Orientierung  erfasst.  Dazu  zählen  neben  der  unterstützten 

Kommunikation und der Begleitung von Menschen mit Sehbehinderung insbesondere 

auch Dolmetschleistungen, welche nach § 7 Abs 2 lit c TTHG in Gebärdensprachdol-

metsch, Schriftdolmetsch, Relaisdolmetsch und das sog. „Lormen“ unterteilt werden. 

Nach der dort vorgesehenen Legaldefinition (§ 7 Abs 2 lit c Z 2 leg cit) wird  beim 

Schriftdolmetsch  von  der  gesprochenen  Sprache  (Deutsch)  in  die  Zielsprache  

(schriftliches Deutsch) gedolmetscht, um die Verständigung zwischen Menschen mit  

Hörbehinderung  und  Menschen  ohne  Hörbehinderungen  sicherzustellen.  Im 

Gegensatz  zum  klassischen  (Fremdsprache-)Dolmetschen  findet  daher  beim 

Schriftdolmetschen  keine  Übersetzung  in  eine  andere  Sprache statt,  sondern  es 
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erfolgt eine Übertragung des mündlich Gesprochenen in einen schriftlichen Text, ohne 

dass sich dabei die Ausgangssprache ändert.

Im steirischen Landesrecht findet das Schriftdolmetschen in § 8 der Verordnung der 

Steiermärkischen Landesregierung vom 18. Dezember 2014 über die Festlegung von 

Leistungen  und  Leistungsentgelten  sowie  Kostenzuschüssen  nach  dem 

Steiermärkischen Behindertengesetz (StBHG Leistungs- und Entgeltverordnung 2015 

–  LEVO-StBHG  2015;  in  der  Fassung  LGBl.  Nr.  129/2021)  eine  gesetzliche 

Verankerung. Diese Bestimmung sieht antragspflichtige Kostenzuschüsse (ua) für die 

Inanspruchnahme  von  (Online-)Dolmetschtätigkeiten  für  die  österreichische 

Gebärdensprache  und  für  Schriftdolmetschtätigkeit für  Gehörlosen  oder  schwerst 

hörbeeinträchtigten  Personen  vor.  Eine  nähere  Beschreibung  dieser  Form  des 

Dolmetschens – wie in § 7 Abs 2 lit c TTHG – erfolgt hier aber nicht. 

Auf  **# Schriftdolmetschen wird die Tätigkeit des Schriftdolmetschens als  Dolmetschen 

von Lautsprache in geschriebene Sprache beschrieben. Es handle sich hierbei sog 

um unilaterales Dolmetschen.

4.1.4.  Nicht  jede  Form  des  Dolmetschens  beinhaltet  somit  die  mündliche 

Textübertragung  in  eine  andere  Sprache.  Dass  es  sich  beim  Schriftdolmetschen 

jedenfalls auch um eine Dolmetschtätigkeit handelt, wird aber von der Rekurswerberin 

ohnehin nicht in Abrede gestellt. Wie auch das Gebärdensprachedolmetschen dient 

das Schriftdolmetschen der Verständigung zwischen Menschen mit und solchen ohne 

Hörbehinderungen  und  ermöglicht  es  daher  einer  gehörlosen  oder  schwer 

hörbehinderten  Person,  die  der  Gebärdensprache  nicht  mächtig  ist,  (ua)  einem 

(verwaltungs-/)gerichtlichen  Ermittlungsverfahren  zu  folgen  und  insbesondere  auf 

mündlich gestellte Fragen des Entscheidungsorgans zu antworten.

4.2. Besondere Kostentragungsbestimmungen für Gebärdensprachedolmetscher bzw 

Gehörlosendolmetscher finden sich sowohl  in der Zivilprozessordnung als auch im 

allgemeinen  Verwaltungsverfahrensgesetz.  Die  mit  der  Zivilverfahrensnovelle  2009 
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eingefügte Bestimmung des § 73a ZPO sieht vor, dass in einem Zivilverfahren auf 

Kosten des Bundes ein Dolmetscher für die Gebärdensprache beizuziehen ist, wenn 

eine Partei gehörlos, hochgradig hörbehindert oder sprachbehindert ist und sich die  

Partei  in  der  Gebärdensprache  verständigen  kann.  In  der  Materialien  zu 

BGBl I 30/2009 wird dazu erläutert,  dass die etwa 8.000 bis 10.000 gehörlose und 

einige  weitere  tausend  Menschen  hochgradig  schwerhörige  Personen  häufig  die 

österreichische Gebärdensprache (ÖGS) verwendeten und diese nach Artikel 8 Abs 3 

der  österreichischen  Bundesverfassung  als  eigenständige  Sprache  anerkannt  sei. 

Gebärdensprachdolmetscher sollten die Partei  nicht nur beim Auftreten vor Gericht 

begleiten  und  die  mündliche  Verhandlung  für  diese  übersetzen  sowie  die 

Wortmeldungen der Partei dolmetschen, sondern der Partei auch für die Gespräche 

mit  dem  von  ihr  gewählten  Rechtsanwalt  auf  Kosten  des  Bundes  zur  Verfügung 

stehen (ErläutRV  89 BlgNR 24. GP 4). Damit vergleichbar ordnet § 76 AVG für das 

Verwaltungsverfahren an, dass die Kosten eines nichtamtlichen Gehörlosendolmet-

schers von Amts wegen zu tragen sind. Zwar ist in den Materialien zu dieser mit BGBl 

Nr. 471/1995 novellierten Bestimmung (ErläutRV 130 BlgNR XIX. GP 14) lediglich von 

„Gehörlosen“ – nicht aber von Stummen oder hochgradig Hörbehinderten – die Rede; 

völlig  zu  Recht  wird  diesbezüglich  aber  in  der  Lehre  argumentiert,  dass  diese 

kostenrechtliche Sonderregelung in gleichheitskonformer Interpretation auch für jene 

Dolmetscher  zu gelten habe,  welche die  von Stummen in einer  Gebärdensprache 

getätigte  Äußerungen  in  die  deutsche  Sprache  übertragen  (Hengstschläger/Leeb, 

AVG  §  76  Rz  6  mwN).  Diese  Überlegung  trifft  auch  auf  Dolmetscher,  die  die 

Verschriftlichung von mündlich Gesprochenen für Personen, die der Gebärdensprache 

nicht  mächtig  sind,  vornehmen, zu.  §  53b AVG ordnet  außerdem die sinngemäße 

Anwendung  der  der  §§  53  und  54  GebAG  auf  nichtamtliche  Dolmetscher  und 

Übersetzer für das Verwaltungsverfahren an.

4.3. Dass nun die Beiziehung eines Dolmetschers für die Gebärdensprache jedenfalls 

grundsätzlich nur dann in Betracht kommt, wenn die gehörlose bzw. hörbehinderte 
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Person dieser Sprache auch tatsächlich mächtig ist,  bedarf keiner Erläuterung. Für 

jene hörbehinderte Menschen, auf die dies nicht zutrifft, bleibt somit letztlich nur das 

Schriftdolmetschen  um  ihnen  die  Mitverfolgung  des  und  aktive  Teilnahme  am 

Verfahren – insbesondere die Beantwortung von mündlich an sie gerichtete Fragen – 

zu ermöglichen. 

4.4.  Wenngleich im GebAG nur ganz allgemein vom Dolmetschen die Rede ist und 

weder  das  Gebärensprachdolmetschen  noch  das  Schriftdolmetschen  darin  eine 

explizite Erwähnung finden, vermag das Berufungsgericht vor dem Hintergrund dieser 

oben  dargestellten  Rechtslage  dem  Standpunkt  der  Rekurswerberin,  dass  das 

Schriftdolmetschen vom Anwendungsbereich des GebAG ausgenommen sei, nicht zu 

folgen:

4.4.1.  Voranzustellen  ist  erneut,  dass  §  1  GebAG  sämtliche  Dolmetscher  und 

Dolmetscherinnen  –  so  wie  auch  Übersetzer  –  erfasst,  weshalb  bereits  der 

Gesetzeswortlaut für die Anwendung des Gesetzes auf sämtliche oben dargelegten 

für Personen mit Hörbehinderungen in Frage kommen Dolmetschleistungen spricht. 

Im Vordergrund der oben näher aufgezeigten, in §§ 82 Geo, 73a ZPO enthaltenen, 

Regelungen und auch der sich auf das Dolmetschen und Übersetzen beziehenden 

Bestimmungen des SDG steht nämlich, wie ebenfalls bereits aufgezeigt wurde, die 

Bewältigung  von  Verständigungsproblemen und  nicht  die  Definitionsmerkmale 

einzelner Sprachübertragungsformen.

4.4.2.  Hinzu  kommt  das  Bestreben  des  Gesetzgebers,  jene  Leistungen  von 

Sachverständigen  und  Dolmetschern,  die  letztlich  eine  Kostenbelastung  für  die 

öffentliche  Hand  bedeuten  können  (wie  ua  in  Strafverfahren),  für  den  Bund 

kalkulierbar  zu  machen,  was  mit  ein  Grund  für  die  in  den  §§  43ff  GebAG 

vorgenommene  Pauschalierungen  der  Mühewaltungstarife  aber  auch  für  das  sog 

Gebühren-Splitting des § 34 Abs 1 und Abs 2 GebAG ist. In jenen Verfahren (wie ua in 

Zivilprozessen  mit  Verfahrenshilfe),  in  denen  der  Verfahrensaufwand  aus 
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Steuermitteln finanziert oder zumindest nur zu einem geringen Teil von den Parteien 

getragen wird,  soll  die  Belastung  der  öffentlichen Hand  in  einem überschaubaren 

Rahmen  gehalten  werden  (vgl EFSlg 118.518),  was  eben  auch  §  54  GebAG 

bezweckt. Da nun aber im Anwendungsbereich des § 73a ZPO tätige Dolmetscher 

aufgrund  der  dort  normierten  Sonderregelung  auf  die  Zahlung  ihrer  Gebühr  aus 

Amtsgeldern  gerade  nicht  verzichten  können,  besteht  für  von  dieser  Bestimmung 

erfasste  Gehörlosendolmetscher  und  auch  für  eine  „Sonderbehandlung“  von 

Schriftdolmetschern – nach Ansicht des Rekursgerichts kein Raum.

4.4.3.  Der  von  der  Rekurswerberin  (völlig  zu  Recht)  aufgegriffenen  Kritik  an  der 

bestehenden Gebührensituation von Dolmetschern wird mit der am 1.7.2022 in Kraft 

tretenden  Erhöhung  der  in  §  54  GebAG  vorgesehenen  Tarife  (gemäß  Art  3  des 

Budgetbelgeitgesetzes 2022, BGBl I 202/2021) Rechnung getragen. Die Neufassung 

der §§ 53 und 54 (wie auch der §§ 32, 33, 38 und 39) GebAG ist auf die Gebühren für  

alle Tätigkeiten anzuwenden, die nach dem 30.6.2022 vorgenommen werden (§69a 

Abs 4 GebAG).

4.4.4.  Dass es sich (auch)  beim Schriftdolmetschen um eine anspruchsvolle  Live-

Leistung  handelt,  steht  außer  Zweifel.  Dies  trifft  aber  auch  auf  das 

Fremdsprache(simultan)dolmetschen  zu,  zumal  auch  hier  wegen  des  ebenfalls 

gegebenen  Zeitdrucks  nur  ein  beschränkte  Möglichkeit  der  Korrektur  besteht. 

Gleichermaßen  erfordert  die  Simultanübersetzung  einer  Fremdsprache  ein  hohes 

Maß an Konzentration, wobei hier aber keine Entlastung durch Kollegen – wie dies 

beim Schriftdolmetschen ab einer 30minütigen Tätigkeit  der Fall  ist – erfolgt.  Dass 

Schriftdolmetscher nicht zur Gerichtsdolmetscherprüfung nach § 4a SDG zugelassen 

und  demzufolge  auch  nicht  in  die  Gerichtsdolmetscherliste  eingetragen  werden, 

vermag  eine  unterschiedliche  kostenrechtliche  Behandlung  ebenfalls  nicht  zu 

rechtfertigen, weil auch Dolmetscher, Übersetzer und Sachverständige, welche vom 

Gericht  ad  hoc  beauftragt  und  gemäß  beeidet  werden,  nach  dem  GebAG  zu 

entlohnen sind.
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4.4.5.  Dem  weiteren  Argument,  wonach  Schriftdolmetscher  über  besondere 

technische Hilfsmittel verfügen müssen, ist zu erwidern, dass Notebooks und Laptops 

zur Grundausstattung von Sachverständigen, Dolmetschern und Übersetzern zählen 

und  bereits  eine  Vielzahl  an  Verhandlungssälen  über  eine  Projektionstechnik 

verfügen.  Im  Übrigen  haben  Dolmetscher  –  wie  auch  Sachverständige  –  die 

Möglichkeit,  Kosten für Sonderausstattungen unter den in § 31 GebAG normierten 

Voraussetzungen als sonstige Kosten gesondert geltend zu machen.

4.4.6.  Abschließend  sei  noch  erwähnt,  dass  der  beim  Schriftdolmetschen 

bestehenden  „Doppelbelastung“,  welche  darin  liegt,  dass  gleichzeitig  mit  der 

Übertragung des mündlich Gesprochenen in einen schriftlichen Text dieser auch zu 

editieren  bzw  korrigieren  ist,  bereits  dadurch  Rechnung  getragen  wird,  dass 

Schriftdolmetscher ab einer Einsatzdauer von 30 Minuten als Team tätig sind, was 

auch hier der Fall war und somit für den zahlungspflichtigen Bund ohnedies bereits die 

doppelte Kostenbelastung bedingt. Letztlich ist noch anzumerken, dass es auch beim 

Schriftdolmetschen – wenngleich hier eine Verschriftlichung erfolgt – vordergründig 

auf  die  Verständigung  an  sich  ankommt  und  daher  offenkundige  Tipp-  und 

Rechtschreibfehler oder aber eine fehlerhafte Zeichensetzung, nicht weiter relevant 

sind, solange sich solche nicht auf das Textverständnis auswirken.

4.4.7.  Insgesamt  und zusammengefasst  vertritt  das erkennende Gericht  daher  die 

Auffassung,  dass  das  GebAG  und  demzufolge  auch  dessen  §§  53,  54  auch  auf 

Schriftdolmetscher zur Anwendung kommen, weshalb das Erstgericht die Gebühren 

der Dolmetschin E* für ihre Translationstätigkeiten in der Verhandlung vom 5.11.2021 

zu Recht nach den in § 54 Abs 3 Z 3 GebAG geregelten Sätzen bestimmt hat. Für 

eine  Heranziehung  des  dort  für  eine  besonders  schwierige  Dolmetschtätigkeit 

vorgesehenen  erhöhten  Gebührenansatzes  besteht  vorliegendenfalls  keine 

Grundlage,  weil  dieser  Ansatz  nur  dann  zur  Anwendung  kommt,  wenn  in  einem 

konkreten  Einzelfall  eine  besondere  fachliche Schwierigkeit  vorliegt  (vgl 

Krammer/Schmidt/Guggenbichler, aaO Anm 6; siehe auch RS0133264).
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5. Die Ausführungen der Rekurswerberin sind daher nicht geeignet, eine Änderung 

der  angefochtenen  Entscheidung  herbeizuführen,  weshalb  dem  Rechtsmittel  ein 

Erfolg zu versagen war.

6. Ein Kostenersatz findet in Verfahren über Dolmetschergebühren nach § 41 Abs 3 

letzter Satz GebAG grundsätzlich nicht statt. Die Rekurswerberin hat daher die Kosten 

ihres (ohnedies erfolglosen) Rechtsmittels selbst zu tragen.

7. Der Ausschluss des weiteren Rechtszuges an den OGH ergibt sich aus § 528 Abs 2 

Z 5 ZPO.

Oberlandesgericht Innsbruck, Abteilung 5
Innsbruck, am 30.3.2022

Elektronische Ausfertigung

gemäß § 79 GOG
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